
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN RUIZ-JARABO — RECHTSSACHE C-233/99 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
DÁMASO RUIZ-JARABO COLOMER 

vom 13. September 2001 1 

1. Das Byret Kopenhagen hat dem Ge­
richtshof gemäß Artikel 234 EG drei Fra­
gen über die Auslegung einiger Be­
stimmungen der Richtlinie 94/62/EG über 
Verpackungen 2 und des Artikels 28 EG zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. 

Das dänische Gericht möchte wissen, ob es 
die genannten Vorschriften zulassen, ge­
mäß dem dänischen Recht gegen den In­
haber einer Gaststätte, in der aus Frank­
reich stammende Coladosen verkauft wor­
den sind, eine Geldstrafe zu verhängen und 
die Ware zu beschlagnahmen. 

I — Der Sachverhalt im Ausgangs­
verfahren 

2. Die Staatsanwaltschaft (An­
klagemyndigheden) erhob aufgrund von § 6 
Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung Nr. 
124 vom 27. Februar 1989 über die Ver­

packungen von Bier und Erfrischungs­
getränken 3 (im Folgenden: Verordnung Nr. 
124) Anklage gegen Tonny Haugsted 
Hansen. Sie wirft ihm vor, am 12. Januar 
1999 dreiundsechzig Coladosen in seiner 
Gaststätte PC-Café in Kopenhagen S unter 
Verstoß gegen § 3 Absatz 1 Nummer 1 der 
genannten Verordnung zum Kauf an­
geboten zu haben. 

Es handelte sich um Blechdosen mit Alu­
miniumdeckel. Der beanstandete Gesetzes­
verstoß bestand im Inverkehrbringen von 
importierten kohlensäurehaltigen Erfri­
schungsgetränken in Metallverpackungen. 
Die Staatsanwaltschaft beantragt die Ver­
hängung einer Geldstrafe und die Be­
schlagnahme der Ware, die durch die Poli­
zei sichergestellt wurde. 

3. Der Verteidiger des Angeklagten im 
Ausgangsverfahren beantragte unter Be­
zugnahme auf die gegen Dänemark an­
hängige Vertragsverletzungsklage 4, ein 
Vorabentscheidungsverfahren einzuleiten; 
das Byret Kopenhagen folgte diesem An­
trag. 

1 — Originalsprache: Spanisch. 
2 — Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle (ABl. L 365, S. 10). 

3 — In der durch die Verordnung Nr. 583 vom 24. Juni 1996 
und die Verordnung Nr. 300 vom 30. April 1997 geänder­
ten Fassung. 

4 — Siehe hierzu meine ebenfalls heute gehaltenen Schluss­
anträge in der Rechtsache C-246/99, Kommission/Däne­
mark. 
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I I — Die Vorlagefragen 

4. Nach Aussetzung des Verfahrens hat das 
Gericht dem Gerichtshof folgende Fragen 
gestellt: 

1. Ist die Richtlinie 94/62, insbesondere 
ihr Artikel 18 in Verbindung mit den 
Artikeln 5, 7 und 9, dahin auszulegen, 
dass die genannten Vorschriften einer 
nationalen Regelung entgegenstehen, 
nach der bestraft werden kann, wer 
unter Verstoß gegen bestimmte Vor­
schriften über die Verpackung von Bier 
und Erfrischungsgetränken in Dosen 
importiertes Cola in den Verkehr 
bringt? 

2. Falls die erste Frage bejaht wird: Erfüllt 
die Richtlinie, insbesondere ihr 
Artikel 18 in Verbindung mit den 
Artikeln 5, 7 und 9, die Vorausset­
zungen für ihre unmittelbare Anwend­
barkeit, so dass sich ein Angeklagter 
von den nationalen Gerichten auf sie 
berufen kann? 

3. Falls die erste Frage verneint wird: 
Steht Artikel 28 EG in Verbindung mit 
dem Erfordernis des Umweltschutzes... 

einer nationalen Regelung entgegen, 
wonach bestraft werden kann, wer 
unter Verstoß gegen bestimmte Vor­
schriften über die Verpackung für Bier 
und Erfrischungsgetränken in Dosen 
importiertes Cola in den Verkehr 
bringt? 

I I I — Die dänische Gesetzgebung 

5. Gemäß § 2 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 124 dürfen Bier und kohlensäurehaltige 
Getränke ausschließlich in wieder­
verwendbaren Verpackungen, z. B. Glas­
oder Plastikflaschen, in den Verkehr ge­
bracht werden; diese Verpackungen unter­
liegen gemäß § 1 Absatz 2 einem Sammel­
system, in das ein großer Anteil des Leer­
guts durch den Verbraucher zum erneuten 
Gebrauch zurückgegeben wird. 

6. Gemäß § 2 Absätze 2 und 3 muss die 
Verpackung durch die Umweltagentur 
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(Miljøstyrelsen) zugelassen worden sein, 
die insbesondere überprüft, ob sie für ein 
Sammelsystem technisch geeignet ist und 
ob der Rücklauf eines erheblichen Leer­
gutanteils zum Zwecke seiner Wieder­
verwendung sichergestellt ist. Beim Ver­
kauf des Produkts wird ein Münzpfand 
erhoben, das an den Verbraucher zu­
rückgezahlt wird, wenn er die Verpackung 
in das Geschäft, das seinerseits zur Rück­
nahme verpflichtet ist, zurückbringt. Dieses 
System dient dazu, den Verbraucher dazu 
anzureizen, den Behälter gegen Rückzah­
lung des Pfands zurückzubringen, und führt 
zu einer sehr hohen Rücklaufquote 5. 

7. Wie sich aus § 3 derselben Verordnung 
ergibt, kann der Import von Bier oder 
kohlensäurehaltigen Erfrischungsgetränken 
auch in nicht zugelassenen Verpackungen 
erfolgen, sofern sich diese in ein Sammel­
system zur Wiederverwendung oder zur 
stofflichen Verwertung einfügen. Einweg­
verpackungen werden unter der Voraus­
setzung zugelassen, dass sie nicht aus Me­
tall sind. 

8. Für andere Getränke verbietet die dä­
nische Gesetzgebung den Gebrauch von 
Aluminium- oder Blechdosen nicht. Büch­
sen und andere Behälter aus Metall werden 

unter anderem für Konserven, Kaffee und 
Kekse verwendet. Ebenso wenig untersagt 
ist der Gebrauch von Dosen für Bier oder 
kohlensäurehaltige Erfrischungsgetränke, 
die exportiert werden. 

IV — Die gemeinschaftsrechtlichen Vor­
schriften 

9. Die erbetene Auslegung betrifft folgende 
Bestimmungen der Richtlinie 94/62: 

Artikel 5 

„Wiederverwendung 

Die Mitgliedstaaten können nach Maßgabe 
des Vertrags Systeme zur Wieder­
verwendung der Verpackungen, die um­
weltverträglich wieder verwendet werden 
können, fördern." 

5 — Offenbar gibt es etwa dreißig zugelassene Verpackungen für 
Bier und Kohlensäurehaltige Erfrischungsgetränke. Glasfla­
schen werden mehr als 35 Mal verwendet und Plastik­
flaschen etwa 20 Mal neu gefüllt. 
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Artikel 7 

„Rücknahme-, Sammel- und Verwertungs­
systeme 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die er­
forderlichen Maßnahmen zur Einrichtung 
von Systemen für 

a) die Rücknahme und/oder Sammlung 
von gebrauchten Verpackungen und/ 
oder Verpackungsabfällen beim Ver­
braucher oder jedem anderen End­
abnehmer bzw. aus dem Abfallauf­
kommen mit dem Ziel einer best­
möglichen Entsorgung; 

b) die Wiederverwendung oder Ver­
wertung — einschließlich der stoff­
lichen Verwertung — der ge­
sammelten Verpackungen und/oder 
Verpackungsabfälle, 

um die Zielvorgaben dieser Richtlinie zu 
erfüllen. 

..." 

Artikel 9 

„Grundlegende Anforderungen 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten drei 
Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie 6, 
dass nur Verpackungen in den Verkehr 
gebracht werden dürfen, die alle grund­
legenden Anforderungen dieser Richtlinie 
einschließlich des Anhangs II erfüllen. 

(2) Die Mitgliedstaaten gehen in folgenden 
Fällen... davon aus, dass eine Verpackung 
alle in dieser Richtlinie einschließlich des 
Anhangs II festgelegten grundlegenden 
Anforderungen erfüllt: 

a) Die Verpackung entspricht den ein­
schlägigen harmonisierten Normen, 
deren Bezugsnummern im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften ver­
öffentlicht worden sind. Die Mitglied­
staaten veröffentlichen die Bezugs­
nummern der einzelstaatlichen Nor­
men, mit denen sie die harmonisierten 
Normen umsetzen. 

6 — Gemäß der Bestimmung in Artikel 24 trat die Richtlinie am 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt, also am 
31. Dezember 1994, in Kraft. 
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b) Die Verpackung erfüllt die ein­
schlägigen, in Absatz 3 genannten ein­
zelstaatlichen Normen, sofern diese 
Bereiche nicht durch harmonisierte 
Normen geregelt sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kom­
mission den Wortlaut ihrer in Absatz 2 
Buchstabe b genannten innerstaatlichen 
Normen mit, die ihrer Ansicht nach den 
grundlegenden Anforderungen im Sinne 
dieses Artikels entsprechen. Die Kommis­
sion leitet diese Texte umgehend an die 
übrigen Mitgliedstaaten weiter. 

Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die 
Bezugsnummern dieser Normen. Die 
Kommission sorgt dafür, dass sie im 
Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften veröffentlicht werden. 

..." 

Artikel 18 

„Freiheit des Inverkehrbringens 

Die Mitgliedstaaten dürfen in ihrem Ho­
heitsgebiet das Inverkehrbringen von Ver­
packungen, die dieser Richtlinie ent­
sprechen, nicht verbieten." 

10. Ebenso gilt das Interesse des nationalen 
Gerichts der Auslegung von Artikel 28 EG, 
der wie folgt lautet: 

„Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen 
sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung 
sind zwischen den Mitgliedstaaten ver­
boten." 

V — Das Verfahren vor dem Gerichtshof 

11. Innerhalb der in Artikel 20 der Satzung 
des Gerichtshofes vorgesehenen Frist haben 
die dänische und die niederländische Re­
gierung sowie die Regierung des Ver­
einigten Königreichs und die Kommission 
schriftliche Stellungnahmen abgegeben. 

An der mündlichen Verhandlung, die am 
12. Juni 2001 stattgefunden hat, haben der 
Vertreter der dänischen Regierung, der 
Regierung des Vereinigten Königreichs und 
der Kommission zur Abgabe ihrer mündli­
chen Erklärungen teilgenommen. 
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VI — Untersuchung der Vorlagefragen 

A — Die erste Frage 

12. Mit dieser Frage möchte das Byret 
Kopenhagen wissen, ob Artikel 18 der 
Richtlinie 94/62 in Verbindung mit den 
Artikeln 5, 7 und 9 einer nationalen Re­
gelung entgegensteht, wonach mit Strafe 
bedroht wird, wer aus einem anderen Mit­
gliedstaat stammende kohlensäurehaltige 
Erfrischungsgetränke in Dosen in den Ver­
kehr bringt. 

13. Die dänische Regierung meint, die 
Richtlinie gestatte es, das Inverkehrbringen 
von Bier und kohlensäurehaltigen Erfri­
schungsgetränken in Metallbehältern in 
ihrem Staatsgebiet zu untersagen, obwohl 
der Export solcher Getränke in dieser Ver­
packung erlaubt sei. Sie gestatte es auch 
denjenigen zu bestrafen, der gegen die na­
tionale Regelung verstoße, indem er ein 
importiertes Erfrischungsgetränk in einer 
Dose in den Verkehr bringe. 

14. Hierfür führt sie verschiedene Gründe 
an. Zunächst sei der Inhalt der Be­
stimmungen der Richtlinie und ins­

besondere derjenige der in Artikel 9 und in 
Anhang II geregelten grundlegenden An­
forderungen an Verpackungen so allgemein 
und unbestimmt, dass es praktisch un­
möglich sei, die Richtlinie so anzuwenden, 
als sei durch sie eine vollständige Harmo­
nisierung erfolgt. Darüber hinaus seien die 
angekündigten harmonisierten Normen, 
die diesen Mangel an Bestimmtheit behe­
ben könnten, noch nicht erlassen, was 
notwendigerweise bedeute, dass den Mit­
gliedstaaten ein gewisser Ermessens­
spielraum zustehe. 

15. Zweitens sei auch die in Artikel 18 
enthaltene Klausel über die Freiheit des 
Inverkehrbringens gegenwärtig nicht prak­
tisch anwendbar; Anhang II sei so weit ge­
fasst, dass die Mitgliedstaaten angesichts 
des Fehlens eines Zulassungsverfahrens 
weder a) die genauen Anforderungen an 
Verpackungen, noch b) das Verfahren, 
nach dem die Übereinstimmung einer Ver­
packung mit diesen Anforderungen fest­
zustellen sei, noch c) die Stelle, die die 
Übereinstimmung feststellt, beistimmen 
könnten. Nachdem der Richtlinienvor­
schlag der Kommission ein derartiges Ver­
fahren nicht vorgesehen habe, sei bei der 
Verabschiedung der Richtlinie eine ge­
meinsame Erklärung des Rates und der 
Kommission in das Protokoll auf­
genommen worden, derzufolge „ein geeig­
netes Verfahren zur Feststellung der Über­
einstimmung der Verpackung mit den 
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grundlegenden Anforderungen festgelegt 
werden [muss]". 

16. Drittens seien die Mitgliedstaaten be­
rechtigt, bei der Festlegung der An­
wendungsvoraussetzungen für die einzel­
nen Anforderungen eine Rangfolge zwi­
schen wiederverwendbaren und verwert­
baren Verpackungen vorzusehen; die 
grundlegenden Anforderungen seien nicht 
notwendigerweise und ohne Rücksicht auf 
den Verwendungszweck für jede Verpa­
ckungsart identisch, und es sei in jedem 
Einzelfall das zu verpackende Produkt mit 
zu berücksichtigen. 

17. Schließlich bezweifelt die dänische Re­
gierung, dass Blechdosen die in Anhang II 
Absatz 3 Buchstabe a genannte An­
forderung erfüllen, dass sie in einem be­
stimmten Gewichtsprozentsatz stofflich 
verwertet werden können; der aktuelle 
Stand der Technik erlaube es nicht, den 
Aluminiumdeckel von der übrigen Dose vor 
deren Einschmelzung zu trennen. 

18. Die Regierungen der anderen beiden 
Mitgliedstaaten, die Stellungnahmen in 
diesem Verfahren abgegeben haben, und 
die Kommission teilen diese Einschät­

zungen nicht, sondern sind der Auffassung, 
dass der freie Verkehr von Verpackungen, 
die die grundlegenden Anforderungen er­
füllen, nicht behindert werden dürfe. 

19. Ich räume ein, dass einige der Argu­
mente der dänischen Regierung als vehe­
menter Verfechterin des Umweltschutzes 
meine Sympathie geweckt haben; mit der 
vorgeschlagenen Auslegung der 
Richtlinie 94/62 kann ich mich indessen aus 
den im Folgenden dargelegten Gründen 
nicht einverstanden erklären. 

20. Was das erste Argument betrifft, so 
fällt es mir schwer zu glauben, dass die 
grundlegenden Anforderungen — ins­
besondere wenn man bedenkt, dass sie von 
dreizehn Mitgliedstaaten, in denen die 
Richtlinie 94/62 angewendet wird, in in­
nerstaatliches Recht umgesetzt worden 
sind — dermaßen unbestimmt sein sollen, 
dass sie praktisch nicht anwendbar sind. 
Selbst wenn es ihnen an der notwendigen 
Klarheit fehlte, blieben die Mitgliedstaaten 
doch dazu verpflichtet, sie gemäß dem 
Gemeinschaftsrecht bestmöglich an­
zuwenden. Für den Fall, dass die Richtlinie 
unter Nichtigkeitsfehlern leidet, wären die 
Mitgliedstaaten im Übrigen gemäß 
Artikel 230 EG berechtigt gewesen, ihre 
Aufhebung zu verlangen; da dies keiner von 
ihnen getan hat, ist sie für alle verbindlich. 
Die Richtlinie 94/62 gehört zu den Richt­
linien, die aufgrund des neuen Konzepts auf 
dem Gebiet der Harmonisierung und Nor-
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mung — niedergelegt in der Entschließung 
des Rates aus dem Jahr 1985 7 — erlassen 
wurden und mit denen in bestimmten Be­
reichen verbindliche Normen für Produkte 
unter anderem auf dem Gebiet der Sicher­
heit und des Umweltschutzes festgelegt 
wurden 8. Darüber hinaus sieht Anhang II 
Teil B Abschnitt III Nummer 1 der ge­
nannten Entschließung vor, dass die all­
gemeinen Bestimmungen über das Inver­
kehrbringen Anwendung finden, wenn die 
grundlegenden Sicherheitsanforderungen 
formuliert sind und dass es von den jewei­
ligen Gegenständen abhängt, wie detailliert 
diese Formulierung erfolgt. 

Zum anderen ergibt sich aus den in 
Anhang II der Entschließung des Rates aus 
dem Jahr 1985 genannten Grund­
prinzipien, dass die technischen Spezifika­
tionen, deren Ausarbeitung den für die In­
dustrienormung zuständigen Gremien 
übertragen wird, keinerlei obligatorischen 
Charakter erhalten, sondern freiwillige 
Normen bleiben; zugunsten der in Über­
einstimmung mit ihnen hergestellten Pro­
dukte gilt lediglich die Vermutung, dass sie 
die grundlegenden Anforderungen der 
Richtlinie erfüllen. Der Erlass harmoni­
sierter Normen stellt daher keine unbe­
dingte Voraussetzung für die Anwendung 
einer aufgrund des neuen Konzepts erlas­
senen Richtlinie dar und bewirkt auch 
nicht, dass alle Produkte in Über­
einstimmung mit ihnen hergestellt werden 
müssen; die Mitgliedstaaten bleiben ver­

pflichtet, das Inverkehrbringen aller Pro­
dukte, die die grundlegenden An­
forderungen erfüllen, zuzulassen, auch 
wenn sie nicht entsprechend den harmoni­
sierten Normen hergestellt worden sind. 

Ohne Zweifel verfügen die Mitgliedstaaten, 
wie sich aus Artikel 9 Absatz 3 ergibt, bei 
der Umsetzung der grundlegenden An­
forderungen über einen gewissen Er­
messensspielraum. Bei seiner Ausschöpfung 
haben sie indessen beide Zielvorgaben der 
Richtlinie zu beachten, nämlich ein hohes 
Umweltschutzniveau und das Funk­
tionieren des Binnenmarktes unter Ver­
meidung von Handelshemmnissen sowie 
von Wettbewerbsverzerrungen und -be-
schränkungen innerhalb der Gemeinschaft 
sicherzustellen. In Dänemark ist offenbar 
nur das erste Ziel beachtet worden. 

21. Was das zweite Argument betrifft, so 
ist es meiner Auffassung nach nicht zu­
treffend, dass die Klausel über die Freiheit 
des Inverkehrbringens mangels eines Zu­
lassungsverfahrens gegenwärtig nicht 
praktisch anwendbar ist. Hierfür lassen 
sich mehrere Gründe anführen. 

Zunächst meine ich zu der Frage, welche 
genauen Anforderungen für Verpackungen 

7 — Entschließung des Rates vom 7. Mai 1985 (ABl. C 136, S. 9). 
8 — In der mündlichen Verhandlung hat die Kommission be­

richtet, dass bis dato etwa dreißig Richtlinien auf der 
Grundlage des neuen Konzepts erlassen worden sind. Siehe 
hierzu den Leitfaden für die Umsetzung der nach dem neuen 
Konzept und dem Gesamtkonzept verfassten Richtlinien 
unter der Adresse: http://europa.eu.int/comm/enterprise/ne-
wapproach/newapproach.htm. 
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gelten, dass die in Anhang II Absatz 3 
Buchstabe a genannte Anforderung, wo­
nach Verpackungen so gefertigt sein müs­
sen, dass ein bestimmter Gewichtsprozent­
satz der verwendeten Materialien stofflich 
verwertet werden kann, schon einfach des­
halb nicht so zu verstehen ist, dass dieser 
100 % erreichen muss, weil sonst Mate­
rialien, die nicht stofflich verwertbar sind, 
ausgeschlossen wären. Aus derselben Be­
stimmung ergibt sich, dass der Prozentsatz 
je nach Art des Materials, aus dem die 
Verpackung besteht, variieren kann. Mit 
der in Buchstabe b genannten Anforderung, 
dass Verpackungsabfälle, die zum Zwecke 
der energetischen Verwertung aufbereitet 
werden, eine Mindestverbrennungswärme 
haben müssen, werden meines Erachtens 
Stoffe ausgeschlossen, die keinen positiven 
Beitrag zur energetischen Verwertung leis­
ten. Auch ergibt sich aus dem Verhalten 
der dänischen Stellen, dass diese selbst da­
von ausgehen, dass stofflich verwertbare 
Verpackungen die grundlegenden An­
forderungen erfüllen, werden diese doch im 
eigenen Land für das Inverkehrbringen an­
derer Getränke verwendet und wird doch 
ein erheblicher Anteil der heimischen Bier­
produktion in Dosen in andere Mitglied­
staaten exportiert. Jedenfalls kann nicht 
ernsthaft geleugnet werden, dass Ge­
tränkedosen, da ein bestimmter Gewichts­
prozentsatz des zu ihrer Herstellung ver­
wendeten Materials stofflich verwertbar 
ist, sowohl die besonderen Anforderungen 
an Herstellung und Zusammensetzung ge­
mäß Anhang II Absatz 1 als auch die be­
sonderen Anforderungen erfüllt, die 
Absatz 3 an Verpackungen stellt, die stoff­
lich verwertet werden können. 

Ich muss ergänzen, dass die Zulassungs­
verfahren dazu dienen festzustellen, ob ein 

bestimmtes Produkt die durch die Richt­
linie festgelegten grundlegenden An­
forderungen erfüllt, ohne dass hierdurch 
der Inhalt dieser Anforderungen berührt 
wird; für deren Anwendung ist es also 
gleichgültig, ob die genannten Verfahren 
bereits bestehen. Solange die in Artikel 9 
genannten harmonisierten Normen noch 
nicht vorliegen, können die Mitgliedstaaten 
im Anwendungsbereich der Richtlinie 
94/62 die nationalen Zulassungsverfahren 
anwenden. Dabei kommt es auch nicht auf 
die gemeinsame Erklärung des Rates und 
der Kommission, die im Wortlaut der 
Richtlinie 94/62 keinen Niederschlag ge­
funden hat, an, da Erklärungen, die bei 
vorbereitenden Arbeit, die zum Erlass einer 
Richtlinie geführt haben, abgegeben wor­
den sind, nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes bei der Auslegung der 
Richtlinie nicht berücksichtigt werden 
können, wenn ihr Inhalt im Wortlaut der 
fraglichen Bestimmung keinen Ausdruck 
gefunden hat und sie somit keine rechtliche 
Bedeutung haben 9. 

Bezüglich der Unmöglichkeit zu erfahren, 
wer für die Überprüfung zuständig ist, ist 
daran zu erinnern, dass die Verantwortung 
dafür, dass das Produkt, das in den Verkehr 
gebracht werden soll, hinsichtlich Entwurf 
und Herstellung die grundlegenden An­
forderungen erfüllt, dem Hersteller über­
tragen worden ist 10; diese Übertragung ist 

9 — Urteile des Gerichtshofes vom 26. Februar 1991 in der 
Rechtssache C-292/89 (Antonissen, Slg. 1991, I-745, 
Randnr. 18), vom 13. Februar 1996 in den verbundenen 
Rechtssachen C-197/94 und C-252/94 (Bautiaa und 
Société française maritime, Sig. 1996, I-505, Randnr. 51) 
und vom 8. Juni 2000 in der Rechtssache C-375/98 (Epson 
Europe, Sig. 2000, I-4243, Randnr. 26). 

10 — F. Aubry-Caillaud: La libre circulation des marchandises. 
Nouvelle approche el normalisation européenne, Paris 
1998, S. 223: „Les auteurs des directives »nouvelle ap­
proche' doivent par conséquent déterminer les modules à 
utiliser, afin que le niveau de sécurité nécessaire soit ga­
ranti; l'idee étant de laisser au fabriquant le choix le plus 
large possible. Dans l'esprit de la nouvelle approche, il est 
souhaitable de restreindre au maximum l'intervention di­
recte des administrations." 
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eines der Merkmale der aufgrund des neuen 
Konzepts erlassenen Richtlinien 11. 

22. Auch mit dem dritten Argument der 
dänischen Regierung für die von ihr vor­
genommene Auslegung der Bestimmungen 
der Richtlinie bin ich nicht einverstanden. 
Weder in der Begründung noch in den Be­
stimmungen oder dem Anhang II der 
Richtlinie habe ich einen Beleg für die Be­
rechtigung der Mitgliedstaaten gefunden, 
eine Rangfolge zwischen wiederverwend­
baren und verwertbaren Verpackungen 
derart festzulegen, dass der Vorrang für das 
eine System den Ausschluss des anderen 
rechtfertigen kann. Es darf nicht vergessen 
werden, dass die Richtlinie nicht aus­
schließlich den Umweltschutz als Ziel ver­
folgt, sondern auch das Funktionieren des 
Binnenmarktes sicherstellen und Handels­
hemmnisse sowie Wettbewerbs­
verzerrungen und -beschränkungen inner­
halb der Gemeinschaft verhindern soll; 
beide Ziele stehen gleichberechtigt neben­
einander, das zweite darf also dem ersten 
nicht untergeordnet werden. Die Richtlinie 
gestattet den Mitgliedstaaten, Systeme zur 
Förderung der Wiederverwendung der Be­
hälter oder ihrer Verwertung einzuführen 
oder beizubehalten und die zur Erreichung 
der festgelegten Zielvorgaben er­
forderlichen Maßnahmen in Form von 
Rücknahme-, Sammel-, Wieder-
verwendungs- oder Verwertungssystemen 
zu ergreifen. Hierbei handelt es sich um 

Instrumente, die geeignet sind, ein hohes 
Umweltschutzniveau ohne Beein­
trächtigung des freien Warenverkehrs si­
cherzustellen. 

Eine derartige Berechtigung ergibt sich 
meines Erachtens auch nicht aus Artikel 1 
Absatz 2, der die Vermeidung von Ver­
packungsabfall als oberste Priorität nennt, 
zumal er zu diesem Zweck sowohl auf die 
Wiederverwendung als auch auf die stoff­
liche Verwertung und die anderen Formen 
der Verwertung verweist. Sie ergibt sich 
auch nicht aus Artikel 5, der lediglich den 
Mitgliedstaaten die Befugnis zur Förderung 
von Wiederverwendungssystemen ein­
räumt. Hinsichtlich der grundlegenden 
Anforderungen in Anhang II müssen alle 
Behälter die in Absatz 1 genannten An­
forderungen an Herstellung und Zu­
sammensetzung erfüllen und darüber hin­
aus die in Absatz 2 genannten An­
forderungen, wenn sie wiederverwendbar, 
und die in Absatz 3 genannten, wenn sie 
verwertbar sind. Soweit die Richtlinie 
nichts anderes vorsieht, bleibt den Pro­
duktherstellern die Entscheidung für die 
eine oder andere Verpackungsart über­
lassen, wobei die Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage der Artikel 5, 7 und 9 das Ver­
braucherverhalten im Sinne einer Ent­
scheidung für die umweltfreundlichsten 
Verpackungen beeinflussen können. 

23. Ich stimme auch nicht damit überein, 
dass Blechdosen nicht die in 
Anhang II Absatz 3 Buchstabe a vor-11 — Siehe Kapitel 3 „Verantwortungsbereich" des in Fußnote 8 

zitierten Leitfadens. 
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gesehene Anforderung erfüllen. Die Kom­
mission behauptet, es sei möglich, den 
Aluminiumdeckel vor der Einschmelzung 
der Dose zu entfernen. Beweise für die 
Richtigkeit der einen oder der anderen Be­
hauptung sind im Verfahren nicht erbracht 
worden. Zwar verlangen die grundlegenden 
Anforderungen für verwertbare Verpa­
ckungen, dass ein bestimmter Gewichts-
prozentsatz der zu ihrer Herstellung einge­
setzten Materialien stofflich verwertet 
werden kann; diese Formulierung besagt 
aber nicht, dass ein bestimmter Prozentsatz 
aller Komponenten stofflich verwertbar 
sein muss. Auch kann die Festsetzung des 
Prozentsatzes gemäß Anhang II Absatz 3 
Buchstabe a je nach Art des Materials, aus 
dem die Verpackung besteht, variieren. 

24. Wegen all dieser Gründe: des in 
Ar t ike l 18 enthaltenen Grundsatzes der 
Freiheit des Inverkehrbringens von der 
Richtlinie entsprechenden Verpackungen in 
den Mitgliedstaaten; der in Artikel 5 ent­
haltenen Erlaubnis für die Mitgliedstaaten, 
Wiederverwendungssysteme zu fördern; 
der in Artikel 7 genannten Systeme, deren 
Einführung zur Erfüllung der Zielvorgaben 
der Richtlinie erforderlich ist; des in 
Artikel 9 geregelten Verbots, Verpa­
ckungen in den Verkehr zu bringen, die 
nicht den grundlegenden Anforderungen 
entsprechen; der ebenfalls dort geregelten 
Vermutung, dass, solange harmonisierte 
Normen nicht bestehen, Verpackungen, die 
die einzelstaatlichen Normen auf diesem 
Gebiet erfüllen, den grundlegenden An­
forderungen entsprechen, sowie der in An­
hang II enthaltenen Konkretisierung der 
grundlegenden Anforderungen hinsichtlich 
Zusammensetzung und Art der Verpa­
ckungen, die eine praktische Anwendung der 
Richtlinie ermöglicht, steht für mich fest, 
dass die Richtlinie 94/62 eine vollständige 
Harmonisierung der nationalen Maß­
nahmen im Bereich der Verpackungen und 

der Bewirtschaftung des Verpa­
ckungsabfalls bewirkt hat. 

Damit steht sie einer nationalen Regelung 
entgegen, wonach mit Strafe bedroht wird, 
wer aus einem anderen Mitgliedstaat 
stammende kohlensäurehaltige Erfri­
schungsgetränke in Dosen in den Verkehr 
bringt. 

B — Die zweite Frage 

25. Mit dieser Frage möchte das Byret 
Kopenhagen wissen, ob Artikel 18 in Ver­
bindung mit den Artikeln 5, 7 und 9 der 
Richtlinie 94/62 unmittelbare Wirkung hat, 
so dass sich ein Angeklagter vor den na­
tionalen Gerichten auf ihn berufen kann. 

26. Die dänische Regierung vertritt die 
Auffassung, dass diese Frage zu verneinen 
ist, da Artikel 18 zwar eine eindeutige und 
unbedingte Regelung enthalte, die sich 
daraus in Verbindung mit den Artikeln 5, 7 
und 9 für die Mitgliedstaaten ergebenden 
Verpflichtungen aber unklar seien. Sowohl 
Artikel 5 wie Artikel 7 gewährten den 
Mitgliedstaaten einen weiten Ermessens­
spielraum, und den in Artikel 9 und in 
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Anhang II geregelten grundlegenden An­
forderungen an Verpackungen fehle es an 
Bestimmtheit. 

27. Die niederländische Regierung vertritt 
hingegen die entgegengesetzte Auffassung, 
ebenso die Regierung des Vereinigten Kö­
nigreichs und die Kommission. 

28. Die Entwicklung der Lehre der un­
mittelbaren Wirkung von Richtlinien durch 
den Gerichtshof hat in den siebziger Jahren 
begonnen und kann heute als abgeschlossen 
gelten. In der Rechtssache Van Duyn 12 hat 
der Gerichtshof bereits ausgeführt, dass es 
mit der den Richtlinien durch 
Artikel 249 EG zuerkannten verbindlichen 
Wirkung unvereinbar wäre, grundsätzlich 
auszuschließen, dass betroffene Personen 
sich auf die durch die Richtlinie auferlegte 
Verpflichtung berufen könnten. Ins­
besondere in den Fällen, in denen etwa die 
Gemeinschaftsbehörden die Mitglied­
staaten durch Richtlinie zu einem be­
stimmten Verhalten verpflichteten, würde 
die nützliche Wirkung („effet utile") einer 
solchen Maßnahme abgeschwächt, wenn 
die Einzelnen sich vor Gericht hierauf nicht 
berufen und die staatlichen Gerichte sie 
nicht als Bestandteil des Gemeinschafts­
rechts berücksichtigen könnten. Artikel 234 
EG, wonach die staatlichen Gerichte befugt 
seien, den Gerichtshof mit der Gültigkeit 
und Auslegung aller Handlungen der Or­
gane ohne Unterschied zu befassen, setze 
im Übrigen voraus, dass die Einzelnen sich 
vor diesen Gerichten auf die genannten 
Handlungen berufen könnten. Es sei daher 
in jedem einzelnen Fall zu prüfen, ob die 
Bestimmung, um die es gehe, nach Rechts­

natur, Systematik und Wortlaut geeignet 
sei, unmittelbare Wirkungen in den 
Rechtsbeziehungen zwischen den Mit­
gliedstaaten und den Einzelnen zu be­
gründen. 

In der Rechtssache Ratti 13 hat er ergänzt, 
dass ein Mitgliedstaat, der die in der 
Richtlinie vorgeschriebenen Durch­
führungsmaßnahmen nicht fristgemäß er­
lassen habe, den Einzelnen nicht entgegen­
halten könne, dass er die aus dieser Richt­
linie erwachsenen Verpflichtungen nicht 
erfüllt habe. Hieraus folge, dass das na­
tionale Gericht, bei dem ein Rechtsbürger, 
der den Vorschriften einer Richtlinie nach­
gekommen sei, die Nichtanwendung einer 
mit dieser noch nicht in die innerstaatliche 
Rechtsordnung des säumigen Staates über­
nommenen Richtlinie unvereinbaren na­
tionalen Bestimmung beantragt habe, die­
sem Antrag stattgeben müsse, sofern die in 
Frage stehende Verpflichtung unbedingt 
und hinreichend genau sei. Ein Mitglied­
staat könne nach dem Ablauf der zur 
Durchführung einer Richtlinie gesetzten 
Frist sein dieser Richtlinie noch nicht an­
gepasstes innerstaatliches Recht — auch 
wenn es Strafsanktionen vorsehe — nicht 
auf eine Person anwenden, die den Vor­
schriften der Richtlinie nachgekommen sei. 

In der Rechtssache Becker 14 hat der Ge­
richtshof diese Rechtsprechung in ein Sys­
tem gebracht und ausgeführt, dass die 
Einzelnen sich in Ermangelung fristgemäß 
erlassener Durchführungsmaßnahmen auf 
Bestimmungen einer Richtlinie, die inhalt-

12 — Urteil des Gerichtshofes vom 4. Dezember 1974 in der 
Rechtssache 41/74 (Slg. 1974, 1337, insbesondere 1348). 

13 — Urteil des Gerichtshofes vom J. April 1979 in der Rechts­
sache 148/78 (Slg. 1979, 1629, Randnrn. 22 bis 24). 

14 —Urteil vom 19. Januar 1982 in der Rechtssache 8/81 
(Slg. 1982, 53, Randnr. 25). 
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lich als unbedingt und hinreichend genau 
erscheinen, gegenüber allen inner­
staatlichen, nicht richtlinienkonformen 
Vorschriften berufen könnten; Einzelne 
könnten sich auf diese Bestimmungen auch 
berufen, soweit diese Rechte festlegten, die 
dem Staat gegenüber geltend gemacht 
werden könnten. 

29. Die Frage, wem gegenüber die Beru­
fung auf eine Richtlinienbestimmung, die 
die Voraussetzungen für eine unmittelbare 
Wirkung erfüllt, erfolgen kann, ist durch 
den Gerichtshof in der Rechtssache 
Marshall I mit folgenden Worten beant­
wortet worden. Dort hat er ausgeführt, 
dass nach Artikel 249 EG der verbindliche 
Charakter einer Richtlinie, auf dem die 
Möglichkeit beruhe, sich vor einem na­
tionalen Gericht auf die Richtlinie zu be­
rufen, nur für „jeden Mitgliedstaat, an den 
sie gerichtet wird", bestehe. Daraus folge, 
dass eine Richtlinie nicht selbst Ver­
pflichtungen für einen Einzelnen begründen 
kann und dass eine Richtlinienbestimmung 
daher als solche nicht gegenüber einer der­
artigen Person in Anspruch genommen 
werden kann. 15 Diese Rechtsprechung 
wurde in späteren Urteilen in den Rechts­
sachen Faccini Dori 16 und El Corte Ingles 17 

bestätigt. 

In der Rechtssache Comitato di coordi­
namento per la difesa della Cava 18 hat der 
Gerichtshof festgestellt, eine Gemein­
schaftsbestimmung sei unbedingt, wenn sie 
eine Verpflichtung begründe, die weder an 
eine Bedingung geknüpft sei noch zu ihrer 
Erfüllung und Wirksamkeit einer Maß­
nahme der Gemeinschaftsorgane oder der 
Mitgliedstaaten bedürfe. Eine Bestimmung 
sei hinreichend genau, um von einem Ein­
zelnen herangezogen und vom Gericht an­
gewandt zu werden, wenn sie unzweideutig 
eine Verpflichtung begründe. 19 

30. Im Hinblick auf die Beantwortung der 
vorgelegten Frage ist zu untersuchen, ob die 
Bestimmungen, auf die sich die Frage des 
nationalen Gerichts bezieht, also Artikel 18 
in Verbindung mit den Artikeln 5, 7 und 9 
der Richtlinie 94/62, die von der Recht­
sprechung verlangten Voraussetzungen für 
eine unmittelbare Wirkung erfüllen. 

31. Artikel 18 verpflichtet die Mitglied­
staaten, in ihrem Hoheitsgebiet das Inver­
kehrbringen von Verpackungen, die der 
Richtlinie entsprechen, nicht zu verbieten. 
Da es die Wirtschaftsteilnehmer sind, die 
die Behälter in den Verkehr bringen, be­
deutet dies, dass sie von den Behörden 
verlangen können, ihre Handlungsfreiheit 
nicht einzuschränken, sofern die Verpa-

15 — Urteil des Gerichtshofes vom 26. Februar 1986 in der 
Rechtssache 152/84 (Marshall, Slg. 1986, 723, 
Randnr. 48). Siehe auch Urteile des Gerichtshofes vom 
8. Oktober 1987 in der Rechtssache 80/86 (Kolpinghuis 
Nijmegen, Slg. 1987, 3969, Randnrn. 7 bis 9, vom 
20. September 1988 in der Rechtssache 31/87 (Beentjes, 
Slg. 1988, 4635, Randnr. 40), vom 22. Juni 1989 in der 
Rechtssache 103/88 (Fratelli Costanzo, Slg. 1989, 1839, 
Randnrn. 29 bis 31) und vom 22. Februar 1990 in der 
Rechtssache C-221/88 (Busseni, Slg. 1990, I-495, 
Randnrn. 22 und 23). 

16 — Urteil des Gerichtshofes vom 14. Juli 1994 in der Rechts­
sache C-91/92 (Slg. 1994, I-3325, Randnrn. 20, 22 
und 23). 

17—Urteil des Gerichtshofes vom 7. März 1996 in der 
Rechtssache C-192/94 (Slg. 1996, I-1281, Randnrn. 16 
und 17). 

18 — Urteil des Gerichtshofes vom 23. Februar 1994 in der 
Rechtssache C-236/92 (Slg. 1994, I-483, Randnrn. 9 
und 10). 

19 — So auch schon Urteil des Gerichtshofes vom 
4. Dezember 1986 in der Rechtssache 71/85 
(Federatie Nederlandse Vakbeweging, Slg. 1986, 3855, 
Randnr. 18). 
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ckungen den Normen der Richtlinie ent­
sprechen. Die Verpflichtung ist auch hin­
reichend bestimmt, da ihr Inhalt klar und 
eindeutig formuliert ist. 

32. Die Verpackungen müssen indessen 
den Normen der Richtlinie entsprechen. 
Deshalb fragt das Gericht auch nach den 
Artikeln 5, 7 und 9. 

Ich stimme der Regierung des Vereinigten 
Königreichs darin zu, dass Artikel 5, der es 
den Mitgliedstaaten erlaubt, nach Maßgabe 
des Vertrages Systeme zur Wieder­
verwendung der Verpackungen, die um-
weltverträglich wieder verwendet werden 
können, zu fördern, keine genaue und un­
bedingte Verpflichtung begründet und dass 
auch nicht klar ist, ob Einzelnen hierdurch 
Rechte eingeräumt werden sollen. 

Was Artikel 7 anbelangt, so stimme ich mit 
der Kommission überein. Solange die Mit­
gliedstaaten nicht die erforderlichen Maß­
nahmen ergriffen haben, erlaubt es der 
Wortlaut von Absatz 1 Buchstabe a nicht, 
die Reichweite der hierdurch den Bürgern 
verliehenen Rechte zu bestimmen. Sind 
diese Maßnahmen hingegen erst einmal 

vorhanden, sind die in Absatz 1 Buchstabe 
b geregelten Rechte bestimmt genug, damit 
ein Einzelner sich vor einem nationalen 
Gericht auf sie berufen kann. 

Artikel 9 und der Anhang II der Richtlinie 
ergänzen Artikel 18. Artikel 9 verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, drei Jahre nach In­
krafttreten zu gewährleisten, dass nur Ver­
packungen in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, die alle grundlegenden An­
forderungen erfüllen; nach Ablauf der Frist 
für die Umsetzung der Bestimmungen der 
Richtlinie in nationales Recht gehen die 
Mitgliedstaaten davon aus, dass diese er­
füllt sind, wenn die Verpackung den har­
monisierten Normen oder, falls diese noch 
nicht erlassen sind, den einschlägigen ein­
zelstaatlichen Normen entspricht. Der An­
hang II legt in Absatz 1 die besonderen 
Anforderungen an die Herstellung und 
Zusammensetzung von Verpackungen, in 
Absatz 2 die besonderen Anforderungen an 
wiederverwendbare Verpackungen und in 
Absatz 3 die besonderen Anforderungen an 
stofflich, energetisch oder biologisch ver­
wertbare und an biologisch abbaubare 
Verpackungen fest. 

33. Ich schließe aus Artikel 18 in Verbin­
dung mit Artikel 9 und dem Anhang II, dass 
die den Mitgliedstaaten auferlegte Ver­
pflichtung, es den Wirtschaftsteilnehmern 
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zu gestatten, auf ihrem Staatsgebiet Ver­
packungen in den Verkehr zu bringen, die 
die grundlegenden Anforderungen erfüllen, 
bestimmt ist, da ihr Inhalt klar und ein­
deutig formuliert ist. Sie ist auch unbedingt, 
da sie weder an eine Bedingung geknüpft ist 
noch zu ihrer Erfüllung und Wirksamkeit 
einer Maßnahme der Gemeinschaftsorgane 
oder der Mitgliedstaaten bedarf. 

34. Auf die Frage des nationalen Gerichts 
ist daher zu antworten, dass ein Wirt¬ 
schaftsteilnehmer berechtigt ist, sich un­
mittelbar auf Artikel 18 in Verbindung mit 
Artikel 9 und dem Anhang II der Richtlinie 
94/62 zu berufen, um die Anwendung einer 
Regelung eines Mitgliedstaats zu ver­
hindern, die innerhalb dessen Staatsgebiets 
das Inverkehrbringen von kohlesäurehalti­
gen Erfrischungsgetränken in Dosen, deren 
Import verboten ist, unter Strafe gestellt, 
obwohl die grundlegenden Anforderungen 
erfüllt sind. 

C — Die dritte Frage 

35. Mit dieser Frage möchte das Byret 
Kopenhagen für den Fall, dass die Richt­
linie 94/62 nach Auffassung des Gerichts­
hofes einer Regelung wie der dänischen 

nicht entgegensteht, wissen, ob das durch 
diese bewirkte Hemmnis für den freien 
Warenverkehr durch das Erfordernis des 
Umweltschutzes gerechtfertigt ist. 

36. Die dänische Regierung räumt ein, dass 
die genannte Regelung ein Hemmnis dar­
stellt, meint jedoch, dass dessen Aus­
wirkungen gering seien und es jedenfalls 
unter Umweltgesichtspunkten gerecht­
fertigt sei. Sie bezweifelt, dass der Schutz 
der Umwelt mit weniger einschneidenden 
Maßnahmen ebenso effizient erfolgen 
könnte 20. 

37. Die niederländische Regierung, die 
Regierung des Vereinigten Königreichs und 
die Kommission erkennen an, dass der 
Umweltschutz ein überragendes Gut des 
Gemeinwohls darstellt, durch das die An­
wendung von Artikel 28 EG eingeschränkt 
werden kann, halten aber eine nationale 
Vorschrift, die den Gebrauch von Dosen 
für kohlensäurehaltige Erfrischungs­
getränke absolut verbietet für unverhält­
nismäßig und daher für unvereinbar mit 
dem Gemeinschaftsrecht. 

38. Wie der Gerichtshof in ständiger 
Rechtsprechung entschieden hat, sind in 
Ermangelung einer gemeinschaftlichen Re­
gelung des Inverkehrbringens der be­
treffenden Erzeugnisse Hemmnisse für den 
freien Binnenhandel der Gemeinschaft, die 

20 — Darüber hinaus wiederholt sie die in der Rechtssache 
C-246/99 vorgebrachten Argumente, zu denen ich auf 
meine Schlussanträge in jener Rechtssache verweise, in 
denen sie im Einzelnen wiedergegeben sind. 
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sich aus den Unterschieden der nationalen 
Regelungen ergeben, hinzunehmen, soweit 
eine solche nationale Regelung, die unter­
schiedslos für einheimische wie für einge­
führte Erzeugnisse gilt, dadurch gerecht­
fertigt werden kann, dass sie notwendig ist, 
um zwingenden Erfordernissen des Ge­
meinschaftsrechts gerecht zu werden 21. Die 
Regelung muss allerdings in einem an­
gemessenen Verhältnis zum verfolgten 
Zweck stehen. Hat ein Mitgliedstaat die 
Wahl zwischen verschiedenen zur Errei­
chung desselben Ziels geeigneten Mitteln, 
so hat er das Mittel zu wählen, das den 
freien Warenverkehr am wenigsten behin­
dert 22. 

39. Meines Erachtens genügt keines der 
durch die dänische Regierung angeführten 
Argumente als Rechtfertigung für das — 
ein Hemmnis für den freien Warenverkehr 
darstellende — absolute Verbot, Getränke 
nach Dänemark zu importieren, die in an­
deren Mitgliedstaaten rechtmäßig verpackt 
und in den Verkehr gebracht worden sind. 
Zwar hat der Gerichtshof den Umwelt­
schutz als zwingendes Erfordernis, das die 
Anwendung von Artikel 28 EG ein­
schränken kann, anerkannt 23; dennoch 
sind in jedem konkreten Fall die zur Errei­

chung dieses Schutzes praktisch zur Ver­
fügung stehenden Mittel und die Aus­
wirkungen auf andere schutzwürdige 
Rechtsgüter zu untersuchen. 

40. Zunächst ist mit dem Gerichtshof dar­
auf hinzuweisen, dass Artikel 28 EG bei der 
Umschreibung der Maßnahmen mit glei­
cher Wirkung wie mengenmäßige Be­
schränkungen nicht nach dem Grad der 
Beeinträchtigung des Handels zwischen den 
Mitgliedstaaten unterscheidet. Ist eine na­
tionale Maßnahme geeignet, die Einfuhren 
zu behindern, so ist sie selbst dann als 
Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Beschränkung anzusehen, 
wenn die Behinderung gering ist 24. Nach 
Einschätzung der Kommission stellt das 
Importverbot für Produkte in einer be­
stimmten Verpackung einen ein­
schneidenden Eingriff der öffentlichen Ge­
walt in den Handel zwischen den Mit­
gliedstaaten dar. 

41. Zweitens bin ich nicht davon über­
zeugt, dass das Importverbot für Bier und 
kohlensäurehaltige Erfrischungsgetränke in 
Dosen für den Schutz der Umwelt er­
forderlich oder in Bezug auf diesen Zweck 

21 — Urteile des Gerichtshofes vom 20. Februar 1979 in der 
Rechtssache 120/78 (Rewe, Slg. 1979, 649), vom 
10. November 1982 in der Rechtssache 261/81 (Rau, 
Slg. 1982, 3961) und vom 20. September 1988 in der 
Rechtssache 302/86 (Kommission/Dänemark, Slg. 1988, 
4607, Randnr. 6). 

22 — Urteile des Gerichtshofes vom 9. Juli 1997 in den ver­
bundenen Rechtssachen C-34/95 bis C-36/95 (De Agostini 
und TV-Shop, Slg. 1997, I-3843, Randnr. 45) und vom 
23. Oktober 1997 in der Rechtssache C-189/95 (Franzen, 
Slg. 1997,I-5909, Randnr. 75). 

23 — Urteile des Gerichtshofes vom 7. Februar 1985 in der 
Rechtssache 240/83 (ADBHU, Slg. 1985, 531, Randnr. 13), 
in der Rechtssache Kommission/Dänemark, zitiert in 
Fußnote 19, Randnr. 9, und vom 14. Juli 1998 in der 
Rechtssache C-389/96 (Aher-Waggon, Slg. 1998, I-4473, 
Randnr. 19). 

24 — Urteil vom 5. April 1984 in den verbundenen Rechtssachen 
177/82 und 178/82 (Van de Haar, Slg. 1984, 1797, 
Randnr. 13). 
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verhältnismäßig ist. Zur Förderung des 
Gebrauchs wiederverwendbarer Verpa­
ckungen stehen der dänischen Regierung 
nämlich andere durch die Richtlinie 94/62 
erlaubte Mittel zur Verfügung, die den 
Warenverkehr in geringerem Maße beein­
trächtigen und die Umwelt im gleichen 
Maße schützen; dies sind zum Beispiel 
Pfand- und Sammelsysteme für Dosen, die 
Kennzeichnung von Produkten, der Einsatz 
wirtschaftspolitischer Instrumente wie 
Ökosteuern und Vorgaben für die Wieder­
verwendung bestimmter Verpa­
ckungsarten. 

Offenbar beruht das Verbot des Gebrauchs 
von Dosen und Einwegverpackungen für 
Bier und kohlensäurehaltige Erfrischungs­
getränke auf den Ergebnissen der im Auf­
trag der dänischen Regierung erstellten 
Lebenszyklusuntersuchung 25. Auch wenn 
deren Qualität unbestritten ist, bleibt doch 
festzuhalten, dass sie auf Arbeits­
hypothesen beruht, deren Vorliegen in der 
Praxis zumindest wenig gesichert er­
scheinen, und dass sie von Einzelannahmen 
ausgeht, die, wären sie anders gewichtet 
worden, zu anderen Berechnungsergeb­
nissen geführt hätten. Die Kommission zi­
tiert ein in Deutschland erstelltes Gut­
achten, dem zufolge die ökologischen Vor­
teile von wiederverwendbaren Verpa­
ckungen bei Transportwegen von mehr als 

1 000 km abnehmen 26, so dass Ge­
tränkedosen unter Umweltgesichtspunkten 
eine interessante Alternative darstellen 
können. Der in Dänemark angefertigten 
Lebenszyklusuntersuchung lag eine durch­
schnittliche Wegstrecke von 170 km zu­
grunde, was den Angaben des Bier­
brauereiverbandes entspricht; der Kom­
mission ist indessen darin Recht zu geben, 
dass der Binnenmarkt den Transport von 
Waren über große Entfernungen voraus­
setzt. 

42. Aus den dargelegten Gründen bin ich 
daher der Auffassung, dass das Verbot, 
dosenverpacktes Bier und kohlensäurehal­
tige Erfrischungsgetränke in der Dose aus 
anderen Mitgliedstaaten zu importieren, 
ein Hindernis für den freien Warenverkehr 
darstellt, das gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit verstößt und daher 
nicht durch das Erfordernis des Umwelt­
schutzes gerechtfertigt ist. 

43. Für den Fall dass der Gerichtshof eine 
Antwort auf diese Frage für erforderlich 
hält, schlage ich daher vor, dem dänischen 
Gericht zu antworten, dass Artikel 28 EG 
auch unter Berücksichtigung der Erforder­
nisse des Umweltschutzes einer nationalen 
Regelung wie der Verordnung Nr. 124 
entgegensteht, wonach sich strafbar macht, 
wer Dosencola aus anderen Mitgliedstaaten 
in den Verkehr bringt. 

25 — Environmental Project n° 399, 1998. Life Cycle Assess­
ment of Packaging Systems for Beer and Soft Drinks. Main 
Report. Ministry of Environment and Energy, Denmark. 

26 — Ökobilanz für Getränkeverpackungen, Umweltbundesamt 
1995, siehe etwa S. A 25, A 38, B 24 ff. und B 34 ff.. 
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VII — Ergebnis 

44. Nach alledem schlage ich vor, dem Byret Kopenhagen folgende Antwort zu 
geben: 

1. Artikel 18 der Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle, 
der eine Klausel über die Freiheit des Inverkehrbringens von der Richtlinie 
94/62 entsprechenden Verpackungen in den Mitgliedstaaten enthält, in Ver­
bindung mit Artikel 5, der die Förderung von Wiederverwendungssystemen 
zulässt, mit Artikel 7, der die Systeme zur Erreichung der Zielvorgaben der 
Richtlinie regelt, und mit Artikel 9, der den Handel mit Verpackungen, die die 
grundlegenden Anforderungen nicht erfüllen, ausschließt, steht einer na­
tionalen Regelung entgegen, die denjenigen mit Strafe belegt, der in Dosen 
verpackte kohlensäurehaltige Erfrischungsgetränke, die aus einem anderen 
Mitgliedstaat stammen, in den Verkehr bringt. 

2. Ein Wirtschaftsteilnehmer ist berechtigt, sich unmittelbar auf Artikel 18 in 
Verbindung mit Artikel 9 und dem Anhang II der Richtlinie 94/62 zu berufen, 
um die Anwendung einer Regelung eines Mitgliedstaats zu verhindern, die 
innerhalb dessen Staatsgebiets das Inverkehrbringen von kohlensäurehaltigen 
Erfrischungsgetränken in Dosen, deren Import verboten ist, unter Strafe stellt, 
obwohl die grundlegenden Anforderungen erfüllt sind. 

3. Artikel 28 EG steht auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Um­
weltschutzes einer nationalen Regelung wie der Verordnung Nr. 124 ent­
gegen, wonach sich strafbar macht, wer in Dosen verpacktes Cola aus an­
deren Mitgliedstaaten in Verkehr bringt. 
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